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Mieten ist in der wachsenden Stadt Standard, Wohneigentum die Ausnahme: Blick auf eine neue Genossenschaftssiedlung in der Erlenmatt. Bild: Roland Schmid (23. Mai 2019)

MitSchwung indenWahlherbst
Unterschriften trotz Corona in kurzer Zeit gesammelt: BaslerMieterinnen undMieter ermöglichen neue Initiative.

Andreas Schwald

Seit der Annahme der Wohn-

schutzinitiativen 2018 ist klar:
Die Basler Mieterschaft ist eine
der relevantesten politischen

Grössen der Stadt. Für den

Wahlherbst ist das in mehrerlei

Hinsicht bemerkenswert. Zum
Einen,weil dieMieterinnenund
Mieter vorwiegend durch den

MieterverbandBasel-Stadt und

Teile der SP «bewirtschaftet»
werden. ZumAndern aber,weil

sie schon wieder innert Kürze

mehrere Unterschriftensamm-
lungen erfolgreich abschliesst.

Das Referendum zum
Wohnraumfördergesetz kam

bereits drei Wochen nach Sam-

melbeginn zustande. Jetzt folgt

die nachgelegte Initiative «Ja

zumechtenWohnschutz»,wel-

che die Wohnraum-Gesetzge-

bungweiter inRichtungMieter-

schutz formen soll. Dafür dürf-
ten die letzten erforderlichen
UnterschriftenbereitsdieseWo-

che noch zusammenkommen.

DamithatderVerband inweite-

ren knapp zwei Wochen erneut
ein Anliegen durchgebracht.

Regierungmussbestenfalls
schon imHerbstberichten
Hinzu kommt, dass Ende ver-

gangeneWochemit«Basel baut

Zukunft»eineweitere Initiative
zuMietenundWohnen inBasel

eingereichtwurde.Diesekommt
aus Kreisen des Vereins «Zu-

kunft.Klybeck» und verlangt

unter anderem, dass mehr ge-

meinnütziger Wohnraum ent-

stehen soll sowie den stärkeren

Miteinbezug der Bevölkerung

bei der Arealentwicklung. Das

dürfte das politische Basel die-
sen Wahlherbst ins Schwitzen
bringen. Sollte der Mieterver-

band seine neue Initiative bis

Ende Woche einreichen – was

Co-Geschäftsführer und Bas-
ta-Grossrat Beat Leuthard für
realistisch hält –, geht es Schlag

auf Schlag. Die Staatskanzlei

müsste alsbald das Zustande-
kommen feststellen,woraufdie

Regierung dreiMonate Zeit zur

rechtlichenPrüfungder Initiati-
ve hat. Der entsprechende Be-

richtdürfte imHerbst vorliegen.
Somit mischen die Basler

Mieter ihreAnliegenerneutmit-

ten in eineder heissestenpoliti-

schen Phasen im Kanton. Am

25.Oktober finden dieGesamt-

erneuerungswahlen von Basler

Parlament undRegierung statt,

aufden29.November ist ein all-
fälliger 2. Wahlgang sowie die
Referendumsabstimmung an-

gesetzt. Die Voraussetzungen

für maximale Wirkung in der

Öffentlichkeit sind damit ideal,
zumal angesichts des umfang-
reichenKandidatenfelds fürden

Regierungsrat davon auszuge-

hen ist, dass es zueinemzweiten
Wahlgangkommt.Nicht zuletzt

ist auch das Präsidialdeparte-

ment von dieser Konstellation
direkt betroffen. Hier ist die

Kantons- undStadtentwicklung
ansässig, diemassgeblichander

Ausarbeitung der Wohnraum-

fördergesetzgebungbeteiligt ist.

Und um den Sitz von Regie-

rungspräsidentin Elisabeth

Ackermann (Grüne, bisher)

kommt es zu einer Kampfwahl.

DasklassischeBasler
Links-Rechts-Schema
DiemeistenBaslerParteien tun

sich derweil mit dem Thema

Mieter schwer. Es ist vor allem
die Linke, die sich mit den An-
liegen der anteilsmässig gröss-

ten städtischen Wohnform be-

schäftigt.Vonbürgerlicher Seite
erhalten öffentlich vorwiegend

Hauseigentümer beziehungs-

weise Investoren Unterstüt-
zung.DiesewerdenvomMieter-

verband regelmässig öffentlich
kritisiert, vor allem,wennesum

umfangreicheSanierungenund

insbesonderedamit verbundene

Massenkündigungen geht.

DasEndeeiner forschungsfreundlichenSteuerpraxis
Die Basler Steuerverwaltung hat gepetzt: Nun pfeift das Bundesgericht das Verwaltungsgericht zurück.

FürdasForscherpaarwareseine
Ehre. Von der renommierten

Forschungsorganisation «Hu-
man Frontier Science Pro-

gramm» (HFSP) erhielt es in

den Jahren 2009/10 rund
185000Frankenzugesprochen.

DieBedingungwar, dass es sich
während dreier Jahre aus-

schliesslichmitderGrundlagen-

forschung beschäftigt, mit der

es sich für dieGelder beworben
hat. Eine Publikation war nicht
gefordert und kam auch nicht

zustande.
DasgrosseErwachenerfolg-

te fünf Jahre später. Die Basler
Steuerverwaltung entdeckte,
dassdieGeldernicht alsEinnah-

menversteuertwordensind.Für

Nachsteuern inklusive Belas-

tungszinsenstellte sieRechnung

über 63000Franken.
Das Ehepaar war der An-

sicht, die Gelder nicht versteu-
ern zu müssen. Es gelangte an

die Steuerrekurskommission,
die es jedoch abblitzen liess.

Dann ans Verwaltungsgericht,

beidemesGehör fand:DieLeis-

tungen des HFSP würden nicht

der Einkommensbesteuerung
unterliegen. Dafür hatte nun

wiederumdieSteuerverwaltung

kein Verständnis. Sie verlangte
ein abschliessendes Urteil des

Bundesgerichts. Dieses hat nun
das Basler Verwaltungsgerichts
korrigiert:DieForschungsgelder

müssen versteuert werden.

Verwaltungsgerichtübte
einenBaslerSonderweg
Aus dem Urteil des Verwal-
tungsgerichts geht hervor: Die

Basler Richter waren sich sehr

wohl bewusst, nicht nach bun-

desgerichtlicher Praxis zu han-
deln, indem sie das Recht for-
schungsfreundlich auslegten.

Dennmehrfach hatte zuvor das
oberste Gericht festgehalten,

dass auchForschungsgelder, die

etwa vom Schweizerischen Na-
tionalfond (SNF) gesprochen

werden, alsEinnahmenversteu-

ert werdenmüssten.

Die Basler Richter taxierten
Forschungsgelder jedoch als

«Schenkung», die nicht derBe-
steuerung unterliegen. Der

Rechtsprechung des Bundesge-

richts könne nicht gefolgt wer-

den, hatten die Basler selbstbe-
wusst erklärt.

Für eine Steuerbefreiung
müssen drei Bedingungen er-
füllt sein:DieempfangendePer-

son ist bedürftig, die Institution
hat eine Unterstützungsabsicht
undeswirdkeineGegenleistung

erwartet. Am schwersten zu er-

füllen ist die dritte Bedingung.
Das Verwaltungsgericht argu-

mentierte, bei denAnforderun-
gen, die der SNF oder auch das
HFSP formulierten, handle es

sich bloss um «Auflagen», mit

denendie reglementskonforme

Verwendung der Beiträge si-

chergestellt werde, nicht aber

um«Pflichten».
Die Basler wollten ihren

Kurs beibehalten, obwohl auch
die Eidgenössische Steuerver-

waltung für die Bundessteuer
explizit anderes einforderte.

DasVerwaltungsgericht kontert,

das entsprechende Kreisschrei-

ben sei bloss eine Verwaltungs-
anweisung, die sich primär an
Vollzugsorgane richte, für Ge-
richte sei es nicht verbindlich.

Unddaesmit ihrerbegründeten

Praxis nicht vereinbar sei, wer-
de darauf auch nicht abgestellt.

DasBundesgerichtbringt für
den Basler Sonderweg wenig
Verständnis auf. Eine Stiftung

wie die HFSP, die mit den Leis-
tungen an die Begünstigte die
Pflichten ihrerStiftungsurkunde

zu erfüllen hat, habe keinen
«Schenkungswillen».Undohne

gebe es auch keine Steuerbe-

freiung.DieNachsteuer, zuzüg-

lich der Gerichtskosten von

3000Franken, sei zu zahlen.

DieSchweizfinanziertdas
Forschungsprogrammmit
Besondere Ironie: Die Schweiz
gehört mit jährlich rund

900000Franken zu denGeld-
gebern des Forschungspro-

grammsfür interdisziplinäreLe-

benswissenschaften.DasStaats-
sekretariat für Bildung,

Forschung und Innovation lobt

auf ihrerWebsite dasHFSP, das
1989 auf japanische Initiative

zustande gekommen ist und
demalle grossenForschungsna-
tionen angehören. Schweizer

Forscher würden auf den vom

HFSP geförderten Gebieten

eine führendeRolle einnehmen,

wirbt das Staatssekretariat. Sie
könnten dank dem Programm
ihre internationalen und inter-

kontinentalenBeziehungenver-

stärken.
Der Reiz ist nun allerdings

getrübt. Das Lausanner Urteil
hat für Basel richtungsweisen-

den Charakter: An der for-

schungsfreundlichenSteuerpra-

xis kann der Forschungskanton

Basel-Stadt nicht mehr festhal-
ten. Für das Ehepaar bedeutet

es, dass es nach zehn Jahren ein
Drittel der Zuwendung wieder

an den Staat abzuliefern hat –
zuzüglich Gerichts- und An-

waltskosten.

ChristianMensch

63000
Franken muss das

Forscherpaar als Steuern
wieder abliefern.

BaslerLehrer
sollenErsteHilfe
leistenkönnen

Soforthilfe In der Schweiz ster-
ben jährlich 20000Menschen
an einem Herzversagen – das
sindheruntergebrochenaufden

Kanton Basel-Stadt 500 Tote,

berichtet das Bundesamt für

Statistik. Beistehende, die eine

solche Situation anöffentlichen
Orten miterleben, wissen oft-

malsnicht,wie sie reagieren sol-
len. Mit diesen Minuten, in
denenkeineSoforthilfemöglich

ist, nehmen die Überlebens-

chancen erheblich ab.
SVP-Grossrätin Daniela

Stumpf hat mit einem Anzug
unterdemMotto«JederSchüler

ein Retter bzw. jede Schülerin

eine Retterin», einen Versuch

gestartet, Jugendliche in lebens-
rettenden Sofortmassnahmen
auszubilden. «Es gibt immer

weniger junge Menschen, die

über eine Erste-Hilfe-Ausbil-

dung verfügen», sagt Stumpf.
Dies hänge auch damit zusam-
men, dass der Fahrausweis sei-

nenStellenwert verliereundder

Nothelferkurs somit nichtmehr

notwendig erscheint.
Stumpf fordert somit eine

Erste-Hilfe-Ausbildung an Bas-

ler Schulen.Durch ein breiteres

Wissen in lebensrettenden So-

fortmassnahmen würden Ju-
gendliche schnellerHilfe leisten
können und die Rettungskette

könnte folglich früher starten.

BaslerSchulen reagieren
schrittweise
Die Regierung geht mit ihrer

Antwort nur teilweise auf die

Forderung von Stumpf ein: Ab
dem Schuljahr 2020/21 sollen

10bis 15ProzentderLehrperso-

nenanBasler SchuleneinenErs-
te-Hilfe-Kurs absolvieren, der

freiwillig seinwird. «EinenErs-
te-Hilfe-Kurs anzubieten, den

alleLehrpersonen inganzBasel

Stadt obligatorisch belegen

müssen, ist finanziell und logis-
tischnichtmöglich», sagt Simon

Thiriet vomErziehungsdeparte-

mentBasel Stadt.Obmaneinen

solchen Kurs für Schülerinnen

undSchüler anbiete,werdepar-
allel geprüft und würde nach

dieser Massnahme, die vorerst

nurLehrpersonenbetreffe, ent-

schiedenwerden. (olf)

Unterstützung für
BaslerWerkstudis
Bildung Studierende, die inBa-
sel wohnen und durch Corona

ihre Jobs und Aufträge verloren
haben, konnten sichbeiderBür-

gergemeindederStadtBasel um
einen einmaligen Zustupf be-

werben. 369 Studentinnen und
StudentenverschiedenerHoch-

schulen haben von der Sofort-

hilfeaktion profitiert.
Viele Basler Studierende fi-

nanzieren sich ihren Lebens-

unterhalt mit Einsätzen bei

Grossveranstaltungen,die2020

wegen Corona ausfallen. Von
EndeMaibisEnde Juni konnten

sich nun Betroffene um einen

Beitragvon600Frankenan ihre

Gebühren fürs Herbstsemester
bewerben. Aufgrund der gros-
senNachfragehatdieBürgerge-

meinde den Betrag verdoppelt.
Insgesamt wurden 221400

Franken vergeben. (bz)
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